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der Anfrage der Abgeordneten Regensburger und Genossen 

betreffend. Förderung des Zahnärztenachlrochses, En~­

schließung des Nationalrates vom 10. r-1ärz 1971. 
(Z10 853/J':"NR/1971) 

In der vorliegenden Anfrage vlerden unter Bezugnah­

me auf einen vom Nationalrat am 10. März 1971 angenom­

menen Entschließungsantrag , i;lelcher lautet: 

"Das allmähliche, aber stetige Absinken der Zahl 
der Dentisten auf Gru....'1.d der Bestimmungen des Dentisten­
gesetzes 1949 erfordert eine verIll2r..rte Ausbildung von 
Zahnärzten, UlIl das Entstehen eines gesu.ndheitlichen 
Notstandes' hinsichtlich der zahI18.rztlichen Versorgung 
der österreichischen Bevölker\mg hintanzuhalten. Die 
Bundesregierung ,'lird daher ersucht, folgende rlaßnal1...m.en 
zur Förq.erung des Nachwuchses an Zahnärzten zu treffen:. 

1. Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze an den 
Universitätszahnkliniken Wien, Graz und Innsbruck sowie 
Ausbau und I"Iode:cllisierunG dieser zahnärztlichen Ausbil­
dunßsstätten gemäß §§ 1 und 2 Verordnung betreffend die 

. Regelung der Ausbildung zum Zahnarzt, BGBl. 51 vom 31. 
Jänner 1930.' . 

2. Erhöhung der Zahl der bezahlten Vertragsassisten­
ten-Posten für die an den Universitäts-ZalmklinikenWien, 
Graz und Innsbruck in .Fachausbildung zum Zah.."1arzt stehen­
den ii.Tzt e; 

3. Prüfung des Bedarfes "reiterer zahnärztlicher Aus­
bildUllgsstätten, allenfalls in der organisatorischen }l'orin 
einer Außenstelle zu einer bestehenden Universitäts-Zahn­
klinik. 

Darüber hinaus \'Tird die Bundesregierung aufgefordert, 
dem Nationalrat einen ausführlichen Bericht über die zu 
erHartende Entvricklu....'1.g unter Berücksichtigung der vorge­
schlagenen und eventueller sonstiger I-1aßnahmen vorzule­
gen. " 
an den Herrn Blli'1desminister für soziale Verwaltung fol­

gende Fragen gerichtet: .. 
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1 .. \-lelche vorläufigen Ergebnisse erbrachten die 
Arbeiten Ihres l-1inisteriums im Sinne dieser Entschlie­
ßung? 

2. Bis '\'lann kann mit der vollständigen Ausführung 
der Entschließung gerechnet werden? 

3. \lann vfe::,den Sie dem Nationalrat die entsprechen­
den Vorlagen unterbreiten? 

4 .. Uqs hat Sie gehindert, dem Nationalrat nicht 
schon bisher Ihre Unterlagen bzw. Arbeitsergebnisse 
zu übermitteln? 

In BeantVlortlmg dieser Anfrage teile ich mit: 
Gemäß der VerordnlLng des Bundesministers für Unter­

richt vom 26 .. September 1925, EGBl .. Ur. 381:in der der­
zeit geJtenclen Fassung erfolgt die Ausbildung. zum Fach­
arzt für Zalu1..heilkunde nach der Pror;lOtion ZUIn Doktor 
der gesamten Heilkunde an den medizinischen Fakultäten 
in Form von eigenen viersemestrigen Lehrgängen. 

Die Heranbildung des ZahnärztenachvTUchses fällt 
daher in den Bereich des Bundesministeriums für \hssen­
schaft und Forschung, das demnach auch für die Durch­
führung der Haßnahmen federführend zuständig ist, die 
mit der gegenständlichen Entschließung .. des· .National-
rates angeregt worden sind. 

Hangels Zuständigkeit meines Ressorts bin ich da­
her nicht in der Lage, die in der gegenständ.lichen An­
frage gestellten einzelnen 'B~ragen zu beant'ivorten .. 

Ungeachtet dessen bin ich aber gerne bereit Ihnen 
mitzuteilen, daß seitens des Bundesministeriums für 
Wissenschaft lli'1.d Forschung intensive Bemühungen im Gange 
sind, um im Sinne der Ziele der Entschließlulg des 
Nationalrates den Zahriärztenachvruchs insbesondere durch· 
Erhöhung der Ausbildungsplätze an den Universitäts­
zahnkliniken, der Erhöhung der Zalll der bezahlten. Ver-

• 
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tragsassistentQnpösten sowie einer allf~lligen Ver­

mehrung der zahnärztlichen AusbildUllgsstätten zu 

fördern • 

. Die se Haßn:ahmen erfolgen seitens des· Bundesmini­

steriUllls fürVJissenschaftund Forschung im engen Ein­

'lernehnen mit d8111 BundesministeriuUl für soziale Ver- . 

. ivfll tunß, . als dem für FraGendes Gesundhei tm'lesens zu""" 

ständigen Ressort. 

Der Bundesminister: 

,~m7 
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